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Ohne die Geschichte 
des Vaterlandes zu 
kennen, kann der 
Bürger sein Vaterland 
nicht lieben. 


Ohne die Tugenden 
seiner Väter zu 
wissen, kann er ihnen 
nicht nachstreben. 


Ohne von den 


Patrioten gehört zu 
haben, kann er ihnen 
nicht nacheifern. 


Kurz: 


Ohne die Kenntnis 
der vaterländischen 
Geschichte ist der 
Bürger ein Spielball 
in der Hand des 
schlauen Betrügers. 
»Turnvater« Friedrich Ludwig Jahn, 
1778-1852, Mitglied des Lützow- 
schen Korps (1813) und Mitglied der 
Frankfurter Nationalversammlung 
1848/49. 
Liebe Leser und Freun- 
de der UN, helfen Sie 
bitte auch im neuen Jahr 
mit, in diesem Sinne zu 
wirken. 
Mit Dank dafür und be- 
sten Weihnachtsgrüßen 
ein »Glück auf!« für 
2008! 


Ihre UN-Mitarbeiter 
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Die große Frage zur Jahreswende 2007/2008: 


Deutschland immer 
noch in den Fesseln 
der Weltkriegssieger? 


Generalmajor Gerd-Helmut Komossa, hier als Kommandeur der 
bis 1994 in Veitshöchheim stationierten 12. Panzerdivision der 
Bundeswehr, die er 1980 übernahm. Vorher war er von 1977 bis 
1980 Chef des Militärischen Abschirmdienstes der Bundeswehr. 


Die brisante Enthüllung des 
früheren Geheimdienst-Chefs 


Der pensionierte ehemalige MAD-Chef bestätigt die seit 
1999 umgehenden Gerüchte, es gäbe parallel zum Grund- 
gesetz einen »Geheimen Staatsvertrag« und eine »Kanzler- 
akte«, die alle Bundeskanzler vor ihrer Vereidigung unter- 
zeichnen müßten. 

Unter allem Vorbehaltfehlender 
Belege hatten wir schon in der 
UN 9/1999 über diese Behaup- 
tung berichtet, die ein Prof. Dr. 
Dr. Shirley damals veröffent- 
licht haben soll (anzufordern 
unter UN-Archiv 2991). Lesen 
Sie, was der ehemalige MAD- 
Chef 2007 dazu schreibt! 


AUS DEM INHALT: 


Q Kanzler und Medien unter 
alliierter Aufsicht? 2 

Q Der Parteienstaat 
in der Kritik 

Q Deutsche raus, 
Migranten rein? S.9 


S. 3-8 
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Das offene Wort 


Das verdeckte Spiel 
der geheimen Dienste 


Gerd-Helmut Komossa 


Ares vers 


»Strengste 
Vertraulichkeit« 


Dieses Buch warf alle unse- 
re Planungen um. Wir hatten 
eine weihnachtliche Titel- 
seite entworfen und wollten 
diese Ausgabe voll besinnli- 
chen und überlegenswerten 
Gedanken zum Zustand der 
»real existierenden Demo- 
kratie« widmen, in der sich 
die regierende Politkaste und 
das Volk immer mehr vonein- 
ander entfernen. 


Alle Vorschläge zu einer bes- 
seren Demokratie aber wä- 
ren sowieso sinnlos, wenn 
es wahr wäre, was Komossa 
schreibt, denn das hieße, 
daß nicht wir, das Volk, son- 
dern andere über uns be- 
stimmen. 


Trotzdem möchten wir Ih- 
nen die Beiträge zum Thema 
Demokratie auf den Seiten 
3-8 für eine ruhige Lesestun- 
de an den Feiertagen zum 
Nachdenken und zur Mei- 
nungsbildung empfehlen. 


Unser Weihnachtswunsch: 
Bleiben oder werden Sie 
gesund und vor allem poli- 
tisch wach und aktiv! 


Ihre Sabine Möller 
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Kanzler und Medien 
unter alliierter Aufsicht? 


Deutsche Goldreserven gepfändet? 


In seinem jüngst in Österreich 
erschienenen Buch »Die deut- 
sche Karte — Das verdeckte Spiel 
der geheimen Dienste« schreibt 
Gerd-Helmut Komossa, der ehe- 
malige Amtschef des MAD: 


»Der Geheime Staatsvertrag vom 
21. Mai 1949 wurde vom Bundes- 
nachrichtendienst unter „Streng- 
ste Vertraulichkeit“ eingestuft. In 
ihm wurden die grundlegenden 
Vorbehalte der Sieger für die Sou- 
veränität der Bundesrepublik bis 
zum Jahre 2099 festgeschrieben, 
was heute wohl kaum jemandem 
bewußt sein dürfte. Danach wurde 
einmal „der Medienvorbehalt der 
alliierten Mächte über deutsche 
Zeitungs- und Rundfunkmedien“ 
bis zum Jahr 2099 fixiert. Zum 
anderen wurde geregelt, daß je- 
der Bundeskanzler Deutschlands 
auf Anordnung der Alliierten vor 
Ablegung des Amtseides die so- 
genannte „Kanzlerakte“ zu unter- 
zeichnen hatte. Darüber hinaus 
blieben die Goldreserven der 
Bundesrepublik durch die Alliier- 
ten gepfändet.« 
zitiert aus Gerd-H. Komossa, 
Die deutsche Karte, Graz 2007, 
ISBN 978-3-902475-34-3, Seite 21 f. 
Eigentlich müßten Politik und 
Medien, ja die ganze Bundesre- 
publik auf dem Kopf stehen. Der 
Bundespräsident müßte eine 
Ansprache an die Nation halten 
und die Kanzlerin unter strafbe- 
wehrtem Eid eine Erklärung ab- 
geben — oder der Generalmajor 
a.D. Komossa müßte gezwungen 
werden, sein Wissen zu beeiden 
oder seine Tatsachenbehauptung 
zu widerrufen. Denn wenn es 
stimmen sollte, was er preisgibt, 
wäre dem Staatswesen das Fun- 
dament entzogen. Die freiheitlich- 
demokratische Grundordnung 
wäre dann nur die Maske einer 
Fremdherrschaft — undenkbar! 


SPIEGEL DER ZEIT 


Geheimer Staatsvertrag, 
Kanzlerakte, 
gepfändete Goldreserven 


Schon in der UN 9/1999 hatten 
wir mit allem Vorbehalt über eine 
solche ominöse »Kanzlerakte« 
berichtet, weil wir die Echtheit 
der Informationen nicht belegen 
konnten. Alle Nachforschungen 
nach einem gewissen Prof. Dr. 
Dr. James Shirley, der darüber in 
einem Buch berichtet haben soll, 
blieben erfolglos, ebenso alle 
Recherchen nach dem Buchtitel 
bzw. bei dem angeblichen Verlag, 
der Hearst-Group in den USA. 


Wenn nun ein früherer Amtschef 
des Militärischen Abschirmdien- 
stes (MAD) diese bisherigen 
Gerüchte bestätigt, erinnern sich 
politisch wache Deutsche daran, 
daß angehende Kanzler tatsäch- 
lich immer vor Ihrer Vereidigung 
und nicht nach ihrem Amtsantritt 
in die USA reisten. 


Man erinnert sich an den Bundes- 
tagsabgeordneten Martin Hoh- 
mann (CDU), der kurz vor seinem 
politischen Abschuß von der Bun- 
desregierung per »Kleiner Anfra- 
ge« wissen wollte, warum die deut- 
schen Goldreserven immer noch in 
New York bzw. Fort Knox lagern. 


Frau Merkel, wir wollen die 
Wahrheit wissen! 


FRAGEN SIE NACH! 


Hier zwei Anschriften, bei denen Sie 
um eine Auskunft über den Wahr- 
heitsgehalt der ungeheuerlichen Be- 
hauptung Komossas bitten sollten: 


Bundespräsident Horst Köhler 


Bundespräsidialamt, 11010 Berlin 


Bundeskanzlerin Angela Merkel 
Bundeskanzleramt, 
Willy-Brandt-Str. 1, 10557 Berlin 
Eine solche Auskunft muß ja nicht 
stimmen, aber Sie haben dann für 
später ein Dokument in der Hand! 
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Kölner Sozialwissenschaftlerin Dr. Ute Scheuch macht Mut: 
Kritik und Lösungsansätze zum Aufspren- 
gen des hierarchischen Parteiensystems 


»Das Parteiensystem bedarf einer Erneuerung. Das ist zwar in- 
nerhalb der politischen Klasse umstritten, aber doch Diskussi- 
onsstoff in der breiten Öffentlichkeit. Das Thema ist nicht neu: 
Die Reformbedürftigkeit unserer Demokratie ist seit Jahrzehnten 
in Deutschland ein Thema. Schon in den siebziger Jahren gab 
es in den Sozialwissenschaften beispielsweise den Streit über 
den Legitimitätsschwund auch der Parteien. Gemeint war das 
Zurückbleiben der politischen Parteien hinter ihrem demokratie- 
theoretisch abgeleiteten Anspruch.« 


So die Eingangsfeststellung im 
Aufsatz »Wider die undemokrati- 
schen Hierarchien — Von der Ge- 
fährdung des Parteiensystems« 
von Dr. Ute Scheuch. Die Kölner 
Sozialwissenschaftlerin gilt ne- 
ben Prof. Dr. Hans Herbert von 
Arnim als bedeutendste Partei- 
enkritikerin der Bundesrepublik 
Deutschland. 


In der obengenannten Ausarbei- 
tung geht es Dr. Ute Scheuch um 
eine sozialwissenschaftliche und 
politologische Kritik, Analyse und 
umVerbesserungsvorschlägehin- 
sichtlich des verkrusteten Partei- 
ensystems, das sich längst ver- 
selbständigt hat und immer mehr 
Bürger in die Politikverdrossen- 
heit treibt. Die wichtigsten Aus- 
führungen und Thesen von Ihr 
fassen wir nachfolgend zusam- 
men. 


Die Funktion der 
Parteien 


Dr. Ute Scheuch stellt zunächst 
fest, daß den Parteien in der 
BRD bestimmte Funktionen zu- 
kommen, die sie zu erfüllen ha- 
ben. Fraglich ist jedoch, ob die- 
se Funktionen tatsächlich noch 
erfüllt werden und inwieweit sich 
die Volksvertreter bereits Funk- 
tionen anmaßen, die ihnen nicht 
zustehen. Die wichtigsten Punkte 
seien hier genannt: 


Programmfunktion 


Die Formulierung von Program- 
men sieht die Wissenschaftlerin 


Dr. Ute Scheuch 


als wichtigste Tätigkeit von Par- 
teien. Das bedeutet, eine Partei 
müsse die Vielzahl von Interes- 
sen innerhalb einer Gesellschaft 
sammeln und unter ordnungspoli- 
tischen Gesichtspunkten zu einer 
für breite Bevölkerungsschichten 
wählbaren Vertretungsplattform 
zusammenfassen. 


Kurz und unfachmännisch: Die 
Partei hört dem Wähler zu, über- 
nimmt die Vielfalt seiner Wünsche 
und sorgt dafür, daß der Wäh- 
ler mit ruhigem Gewissen seine 
Stimme für sie abgeben kann. 


Hier läge laut Dr. Ute Scheuch 
der Unterschied zwischen Partei 
und sozialer Bewegung. Letztere 
kümmere sich immer nur um ei- 
nen bestimmten Teil von Interes- 
sen, während die Partei Rahmen- 
bedingungen für die Gesamtheit 
der Interessen schafft. 


Sie führt mehrere Beispiele an, in 
denen die Parteien völlig versagt 
haben, weil eben nicht auf die 
Gesamtheit der Interessen Rück- 
sicht genommen wurde oder die- 
se nicht gebündelt werden konn- 
ten: 


e Rechtschreibreform: Diese 
sei beispielhaft dafür, wie eine 
»winzige Minderheit von Poli- 
tikern gar nicht erst versuchte, 
eine möglichst breite« Öffentlich- 
keit zu erreichen. Heimlich habe 
man sich an den Druck neuer 
Schulbücher gemacht und als 
1997 die Öffentlichkeit mitreden 
wollte und sich Widerstand regte, 
stand der Bürger bereits vor voll- 
endeten politischen Tatsachen. 
Diese Anmaßung sei eben nicht 
Aufgabe der Parteien. 


e Gesundheitsreform: Für die- 
se sei kennzeichnend, daß zum 
einen die Kompromißfähigkeit 
der Parteien im Bundestag ver- 
sagt habe. Zum anderen sei es 
bezeichnend, daß die »maßgeb- 
lichen Experten im Bundestag 
ihre Zustimmung verweigerten«. 
Sie konnten sich aber gegen die 
Hierarchien ihrer Fraktionen nicht 
durchsetzen. Dr. Ute Scheuch: 
»Für diese Mammutaufgabe Ge- 
sundheitsreform müssen die Par- 
teien also schlechte Zensuren 
bekommen.« 


e Steuerreform: Auch hier ha- 
ben die Parteien versagt, was 
schon dadurch deutlich werde, 
daß es eben bis heute keine gro- 
ße Vereinfachung des Steuersy- 
stems gäbe. Für schlichte Re- 
chenbeispiele, die eine Reform 
beschreiben sollen, fehle der Wil- 
le, »sich ernsthaft mit der Materie 
auseinanderzusetzen«. Dieses 
Verhalten sei heute »selbstver- 
ständlich für unsere politische 
Wirklichkeit«. 


ZUR REFORMBEDÜRFTIGKEIT DES SYSTEMS 
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Rekrutierungsfunktion 


Nicht minder bedeutsam sei die 
Gewinnung politischen Personals 
durch die Parteien. Und nicht min- 
der versagen sie dabei angesichts 
der Kritik, »daß wir tendenziell 
ein immer einheitlicheres Füh- 
rungspersonal aus Berufspo- 
litikern bekommen haben, die 
außerhalb ihres politischen En- 
gagements keine Lebenserfah- 
rung aufweisen und mangels 
beruflicher Alternativen auch 
von ihrer Partei völlig abhängig 
sind.« 


Diese Entwicklung resultiere laut 
Dr, Ute Scheuch vor allem »aus 
den heutigen Möglichkeiten der 
Parteien, Politikern hohe Einkünf- 
te, eine materiell sehr angenehme 
Existenzweise und ein Heraushe- 
ben aus der Lebensweise der Be- 
völkerung durch staatlichen Pomp 
zu garantieren«. 


Kein Wunder, wenn sich solche 
Politiker heute jeglicher Konkur- 
renz entledigen möchten, die 
durch Erfahrungen außerhalb 
der Politik frischen Wind bringen 
könnten. 


Jedoch seien die hohen Diäten 
einschließlich der jüngst beschlos- 
senen Diätenerhöhungen für Be- 
rufspolitiker als Argument, man 
wolle Spitzenkräfte in die Politik 
locken, völlig untauglich. Denn 
laut Dr. Ute Scheuch verdienen 
70% aller Bundestagsabgeord- 
neten mehr, als in ihrem vorhe- 
rigen Beruf. Es kann also keine 
Rede davon sein, daß die Diä- 
ten »Topverdiener« in die Politik 
locken. Im Gegenteil: Die Politik 
macht erst die Spitzenverdiener. 


Eine weitere Fehlentwicklung bei 
der Gewinnung politischen Per- 
sonals sei die Verbeamtung der 
Politik durch Angehörige des öf- 
fentlichen Dienstes. Diese wer- 
de besonders dadurch gefördert, 
daß das Beamtenrecht durch die 
Freistellung zur Ausübung eines 
öffentlichen Mandats geradezu 
einlade. Das Beamtenrecht biete 
dadurch Aufstiegsmöglichkeiten, 
wie sie kein Bürger sonst bekä- 
me. Beamte hätten damit einen 
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Vorsprung, gegen den »Perso- 
nen mit anderem Hintergrund nur 
schwerlich konkurrieren können.« 


Die Verbeamtung der Parlamente 
habe noch einen weiteren bösen 
Nebeneffekt: Die Verwischung 
der Grenzen der Gewaltentei- 
lung. Denn Mitglieder der Exe- 
kutive (Verwaltung) seien in den 
Parlamenten zugleich Teil der Le- 
gislative (Gesetzgebung). 


Weitere Funktionen 


Dr. Ute Scheuch nennt noch wei- 
tere Funktionen von Parteien, die 
hier nur am Rande erwähnt wer- 
den sollen: 


Da ist zum einen die Wahlkampf- 
funktion, also die Organisation 
von Wahlen und Wahlkämpfen. 
Diese Funktion war einst aus- 
schlaggebend für den Beschluß 
des Bundesverfassungsgerichtes, 
daß den Parteien eine staatliche 
Finanzierung zustehe. 


Zum anderen gäbe es die Binde- 
gliedfunktion, die vor allem dar- 
auf abzielt, daß zwischen Wäh- 
ler und Volksvertreter eine stete 
Rückbindung stattfindet. Auch 
diese darf in der politischen Wirk- 
lichkeit heute in Frage gestellt 
werden. 


Deformation des 
politischen Systems 


Neben den obengenannten Funk- 
tionen, für welche die Parteien tat- 
sächlich da seien und die bereits 
kläglich ausgeführt werden, wür- 
den sich die Parteien heute wei- 
tere Funktionen anmaßen. Diese 
Anmaßung sei demokratie-theo- 
retisch aber völlig sinnlos, denn: 


»Die zentrale Funktion der Par- 
teien in einer pluralistischen Ge- 
sellschaft ist, ordnungspolitisch 
Prioritäten zu setzen — die soge- 
nannte Programmfunktion. Alle 
anderen Aufgaben können auch 
von anderen Institutionen wahr- 
genommen werden.« 

Die angemaßten Fehlfunktionen 
im einzelnen: 

e Ombudsmann: Es werde z.B. 
heute behauptet, die Mandats- 
träger würden eine Rolle als Om- 


budsmann wahrnehmen: Der Po- 
litiker als Vertrauensperson, die 
politische Vorgänge und das ge- 
sellschaftliche Leben überwacht. 
Dies sei laut Dr. Ute Scheuch 
aber ein Kennzeichen totalitärer 
Systeme, wie z.B. der DDR. Der 
Politiker waltet und wacht in der 
Erwartung, daß der Wähler dafür 
Folgsamkeit schulde. 


e Sprachrohr: Es werde heute 
zudem behauptet, Parteien müßR- 
ten sich »als Sprachrohr für Stim- 
mungen und Forderungen in der 
Bevölkerung verstehen«. Dies 
zeige sich z.B. in der Aufteilung 
von Führungspositionen öffent- 
lich-rechtlicher Medien nach Par- 
teibuch. Für die Gestaltung der 
öffentlichen Meinung seien laut 
Scheuch aber gesellschaftliche 
Interessengruppen und die Pres- 
se zuständig. Nur so könne die öf- 
fentliche Meinung als verbessern- 
des Element auf Parteien wirken 
und nicht, indem die Parteien die 
öffentliche Meinung gestalten. 


Eindämmung des 
Parteienstaates 


Dr. Ute Scheuch stellt fest, daß 
sich lange Zeit niemand dafür in- 
teressiert habe, daß »sich stän- 
dig die Kluft zwischen Theorie 
und gelebter Demokratie ver- 
breiterte.« Aber der Wegfall des 
Feindbilid Kommunismus, hohe 
Arbeitslosigkeit und steigende 
Staatsverschuldung treffe heute 
Ratlosigkeit und politische Ohn- 
machtgefühle der Menschen. Die 
seit langem bestehenden Fehler 
der Parteien träten dadurch nun 
offen zutage. 


Das Konkurrenzprinzip als ein 
Kernelement der Demokratie sei 
zurückgetreten hinter die Abspra- 
che zwischen den einzelnen Par- 
teien. Innerhalb der Parteien sor- 
ge das Kooptationsprinzip (d.h., 
die Einladung nur den Parteifüh- 
rungen genehmer Personen in 
die Politik) dafür, daß besonders 
fähige oder umstrittene Bürger 
abgeblockt würden. 


Dr. Ute Scheuch glaubt jedoch 
fest daran, den abgehoben von 


KRITIK UND VORSCHLÄGE 
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Bürger und Demokratie herr- 
schenden Parteienstaat eindäm- 
men zu können. Zwar erscheine 
eine Reformierung aussichtslos. 
Aber: »Immer wieder öffnet sich 
ein Fenster ins All für wenige 
Augenblicke, und dann sind 
Pläne, nach deren Vorlage ein 
System sinnvoll erneuert wer- 
den kann, gefragt.« 


Zehn Thesen gegen die 
Diktatur der Parteien 


Welche Lösungsansätze Dr. Ute 
Scheuch sieht, möchten wir unse- 
ren Lesern nicht vorenthalten und 
ebenfalls kurz zusammenfassen: 


e These 1: Wir brauchen eine 
Wahlrechtsreform. Ziel müsse 
es sein, daß der Mandatsträger 
nicht mehr von seiner Parteizen- 
trale abhängig ist. Es dürfe nicht 
mehr sein, daß Parteiführer oder 
Ortsvorsitzende handverlesene, 
abhängige Parteisoldaten ins 
Rennen schicken. Bei der Kandi- 
datenaufstellung müsse die Basis 
und auch der Wähler durch eine 
Art Vorwahlen beteiligt werden. 


e These 2: Politiker dürfen nicht 
mehr von ihren Mandaten ab- 
hängig sein. Hierzu müsse ein 
Bewerber nachweisen, daß er in 
seiner beruflichen Existenz von 
der Politik unabhängig sei. Dies 
gehe zwangsläufig einher mit der 
Erhöhung des Mindestalters für 
das passive Wahlrecht. 


e These 3: Weg von der starren 
Listenwahl. Der Wähler muß die 
Möglichkeit haben, einen Kandida- 
ten seines Wunsches ankreuzen 
zu können und nicht eine durch die 
Partei vorgegebene Liste. Dabei 
könne auch auf die Möglichkeiten 
des Kumulierens (Häufen von 
Stimmen auf bestimmte Kandida- 
ten) und Panaschierens (Vertei- 
len von Stimmen auf Kandidaten 
auch unterschiedlicher Parteien) 
zurückgegriffen werden. Die ge- 
wählten Volksvertreter seien dann 
direkter demokratisch legitimiert. 
Sie müßten Rechenschaft für ihr 
Handeln in erster Linie vor ihrem 
Wahlkreis ablegen — der verfas- 
sungswidrige und daher heute 


offiziell als nicht-existent erklärte 
Fraktionszwang würde somit ge- 
schwächt. 


e These 4: Die Größe des Par- 
laments soll durch die tatsächlich 
abgegebenen Stimmen bestimmt 
werden. So würden die Parteien 
z.B. durch die große Zahl von 
Nichtwählern angemessen be- 
straft. Die geringe Akzeptanz im 
Volk wird sich durch weniger Ab- 
geordnete niederschlagen — es 
kann nicht mehr jede Niederlage 
als Sieg verkauft werden. 


e These 5: Partei- und Frakti- 
onsämter sind zu trennen. »Dies 
würde insbesondere jungen 
Nachwuchspolitikern die Chance 
einräumen, vor dem Eintritt in ein 
Parlament neben der vollen Aus- 
übung ihres Berufes sich unab- 
hängig von den Oligarchen ihrer 
Partei inhaltlich in die Politik ein- 
bringen zu können. Dies würde 
zudem den Einstieg in eine spä- 
tere parlamentarische Arbeit vor- 
bereiten.« 


e These 6: »Es war schon dar- 
auf verwiesen worden, daß etwa 
70% der Abgeordneten in der 
Politik weit mehr verdienen als in 
ihrem zuvor ausgeübten Beruf. 
Somit sind die jetzt gewährten 
Vergütungen von Parlamentariern 
naturgemäß ein Anreiz, insbeson- 
dere des Geldes wegen Politik als 
Beruf zu wählen. Empfehlenswert 
wäre es, Politiker zu bewegen, 
ihren bisherigen Beruf zumin- 
dest teilweise weiter auszuführen 
— was viele Abgeordnete in der 
Praxis ja auch tun — und, wie in 
Artikel 48 GG vorgesehen, ihnen 
eine „Aufwandsentschädigung“ für 
die tatsächliche Dauer der ausge- 
setzten Berufstätigkeit zu zahlen. 
Dann würde eben auch Spitzen- 
verdienern außerhalb der Politik 
ihr Verdienstausfall erstattet — das 
Argument, sie würden sich we- 
gen des „geringen“ Verdienstes 
der Parlamentarier der Politik 
verweigern, entfiele somit. Auch 
würde die jetzige Forderung wohl 
überflüssig werden, Abgeordne- 
te müßten über Einkünfte neben 
dem Mandat öffentlich Rechen- 
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schaft ablegen. Sie sollen ja unab- 
hängig bleiben. Folgerichtig wäre 
dann für die Dauer der Amtszeit 
auch der anteilige Arbeitgeber- 
beitrag zur Rentenversicherung 
zu zahlen; ein besonderer Ren- 
tenanspruch als Mandatsträger 
entstünde dann nicht. Wie Max 
Weber es als Ideal erhoffte: Men- 
schen sollen für die Politik und 
nicht von der Politik leben.« 


e These 7: Beschränkung des 
Mandats auf zwei Legislaturperi- 
oden. »Damit würde verhindert, 
daß durch eine lange Mandatstä- 
tigkeit die Bodenhaftung gänzlich 
verloren geht und überhaupt ein 
Junger Mensch eine lebenslange 
Karriere als reiner Berufspolitiker 
planen kann. In einer Demokratie 
mit der potentiellen Abwählbarkeit 
von Parteien und Politikern ist 
dies im Prinzip unvereinbar.« 


e These 8: »Ein Angehöriger 
der Exekutive darf nicht gleichzei- 
tig in der Legislative tätig sein.« 
Eine Einschränkung des passiven 
Wahlrechts für Beamte, Soldaten 
usw. ermögliche Art. 137 Abs. 1 
GG. Darüber hinaus sei es erstre- 
benswert, daß Beamte und auch 
Journalisten nicht Mitglied von 
Parteien sein dürfen, um so auf 
Neutralität verpflichtet zu werden. 
»Nach einer neueren Eliteunter- 
suchung sind von den führenden 
Angehörigen der öffentlichen 
Verwaltung 70% Parteimitglieder. 
Dieser nur noch von den Gewerk- 
schaften übertroffene Parteipoli- 
tisierungsgrad spiegelt vor allem 
die - grundgesetzwidrige - Äm- 
terpatronage durch Fraktionen 
wieder.« Dieser Mißstand könnte 
durch obige Maßnahme behoben 
werden. 


e These 9: Anstelle von »schi- 
er endlosen Selbstdarstellun- 
gen« durch Gremien, Sitzungen 
usw. solle sich die Politik auf das 
ordnungspolitische Setzen von 
Rahmenbedingungen konzen- 
trieren. Die Gesetzes- und Ver- 
ordnungsflut ließe sich hierdurch 
eindämmen. Zudem hätten Poli- 
tiker »nichts in Aufsichtsgremien 
von Betrieben zu suchen, die der 
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öffentlichen Hand gehören«. Der 
Zeitaufwand für Politiker würde 
durch all diese Maßnahmen ver- 
ringert, vielleicht könnte die Zahl 
der Mandatsträger sogar redu- 
ziert werden. Ein eigenes Mitwir- 
ken in der Politik würde alles in 
allem damit auch für mehr Bürger 
attraktiver. 


e These 10: Schaffungvonmehr 
Direktdemokratie. »Die Verfasser 
des Grundgesetzes mißtrauten 
der Eignung der deutschen Be- 
völkerung zur Demokratie. Dies 
führte zu einer ziemlich extremen 
Form von repräsentativer De- 
mokratie. Ein solches Mißtrau- 
en kann heute nicht mehr hand- 
lungsleitend sein. Vor allem aber 
ist dieser durchweg repräsenta- 
tive Charakter unseres Systems 
politischer Willensbildung noch 
verstärkt worden durch das Li- 
stensystem unseres Wahlrechts, 
die Art der Parteienfinanzierung, 
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das Wachsen der Herrschaft von 
Berufspolitikern auf allen Ebe- 
nen des Gemeinwesens und das 
Durchdaringen aller Lebensberei- 
che mit parteipolitischer Einfluß- 
nahme. Mit der Ergänzung der 
politischen Willensbildung durch 
die Einführung von Elementen 
der direkten Demokratie ließe 
sich die Herrschaft undemokra- 
tischer Hierarchien wenigstens 
mindern. Wirklich ändern könnte 
sich die hier vor allem beanstan- 
dete Verselbständigung der politi- 
schen Klasse als Kaste allerdings 
erst durch ein aufeinander ab- 
gestimmtes Maßnahmen-Paket. 
Doch dazu bedürfte es wohl 
eines größeren Leidensdrucks, 
als wir ihn bisher ausmachen.« 


Soweit Dr. Ute Scheuch in Sachen 
Analyse, Kritik und Verbesse- 
rungswürdigkeit des heute einem 
Selbstzweck gleichkommenden 
Parteiensystems in der BRD. 


Wir können und möchten die Lö- 
sungsansätze der Wissenschaft- 
lerin nicht als einzig wahre Pa- 
tentlösung anbieten. Zustimmung 
oder Ablehnung überlassen wir 
unseren oft politisch tätigen Le- 
sern. 

Die immer breitere Kreise erfas- 
sende Kritik am oligarchischen 
Parteiensystem zeigt, daß es 
noch Grund zur Hoffnung gibt. 


»Bürger, auf die Barrikaden! 
Wir dürfen nicht zulassen, 
daß alles weiter bergab geht, 
hilflose Politiker das Land 
verrotten lassen. Alle Deut- 
schen sollten unsere Leipzi- 
ger Landsleute als Vorbilder 
entdecken, sich ihre Parole 
des Herbstes vor dreizehn 
Jahren zu eigen machen: 
Wir sind das Volk!« 

Prof. Arnulf Baring, vgl. UN 12/2002 


Volksentscheide als Medizin 
gegen den totalen Parteienstaat 


Vater Staat - das war einst ein geflügeltes Wort. Und damit war ei- 
gentlich alles gesagt. Heute klingt das Wort seltsam fremd. Denn 
schaut man sich den Umgang mit Steuergeldern, den Filz und die 
seit Jahrzehnten betriebene Abtreibung des deutschen Volkes 
an, kann man nicht mehr von einem »Vater« Staat sprechen. 


Wo liegen die Gründe für die- 
sen Wandel? Der Buchautor und 
Rechtsanwalt Klaus Kunze gibt in 
seiner Abhandlung »Das Plebis- 
zit als Sollbruchstelle des Partei- 
enstaates« eine Antwort: 


Die Parteien haben sich den Staat 
zur Beute gemacht und einen to- 
talen Parteienstaat errichtet. Kun- 
ze nennt das den Absolutismus 
der (Parteien-) Gesellschaft. 


Einen Staat, wie ihn sich die mei- 
sten Menschen gerne vorstellen 
- unparteiisch, unbestechlich 
und auf das Gemeinwohl achtend 
— den gebe es nicht in diesem 
Land. Auch wenn in Fernsehen, 
Presse und Rundfunk Tag für Tag 
in fast religiöser Form die Werte 
der Demokratie und Gewaltentei- 


lung gebetsmühlenartig wieder- 
holt werden, so sehe die Realität 
doch völlig anders aus. 


Gemeinwohl gegen 
Einzelinteressen 


Jeder kennt das Problem: Wenn 
alle nur ihre (durchaus berechtig- 
ten) Interessen durchsetzen wol- 
len und keiner das große Ganze 
im Blick hat, kann nichts Gutes 
dabei herumkommen, weder in 
der Familie, noch in der Firma, 
schon gar nicht in einem Land. 
Deshalb braucht ein gesundes 
Gemeinwesen eine unbestechli- 
che Instanz, die darüber wacht, 
daß das große Ganze, z.B. der 
Staat, nicht aus den Augen ver- 
loren wird, wenn einzelne Inter- 


essengruppen ihre Anliegen vor- 
bringen und durchsetzen wollen. 


Nach jahrhundertealter Tradition 
ist laut Kunze die Regierung, als 
König oder als Kanzler, für die 
Interessen des Staates eingetre- 
ten, während im Parlament die 
Einzelinteressen verschiedener 
gesellschaftlicher Gruppen vor- 
gebracht wurden. Dies konnte 
nur sinnvoll funktionieren, wenn 
beide Teile unabhängig vonein- 
ander und die Machtverhältnis- 
se einigermaßen ausgeglichen 
waren. Ist dies nicht der Fall, 
komme es regelmäßig zu einem 
zerstörerischen Ungleichgewicht: 
Entweder unterdrücken König 
bzw. Regierung rücksichtslos 
die Interessen gesellschaftlicher 
Gruppen, oder aber gesellschaft- 
liche Gruppen bestimmen die 
Politik und unterhöhlen damit die 
Idee des Staates als Gemeinwe- 
sen mit der Folge, daß sich jeder 
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nur noch am Staat bedient und 
keiner mehr sein erster Diener 
sein will, wie Friedrich der Große 
es einst als Aufgabe eines Königs 
formuliert hatte. 


Aufhebung der 
Gewaltenteilung 


Die fehlende Unabhängigkeit 
von Staat und gesellschaftlichen 
Gruppen, so Kunze weiter, kann 
man heutzutage daran ablesen, 
daß alle wesentlichen Staatsge- 
walten in der Hand von (gesell- 
schaftlichen) Parteien sind. »Die 
Gewaltenteilung wird dadurch 
unterlaufen, daß ein und diesel- 
be Partei etwa im Bundestag die 
Gesetze macht, als Regierungs- 
partei anwendet und durch par- 
teikonforme Richter überprüfen 
läßt. Die institutionelle Trennung 
der Gewalten wird praktisch be- 
deutungslos vor dem Hintergrund 
der gemeinsamen Parteizugehö- 
rigkeit der jeweiligen Amtsträ- 
ger.« Man könne den Staat und 
die Parteien kaum noch ausein- 
anderhalten, da es so gut wie 
keine parteilosen Machtträger 
mehr gebe. Die Parteien hätten 
sich den Staat zur Beute ge- 
macht, lassen sich von ihm finan- 
zieren und beherrschen zudem 
den halbstaatlichen Bereich wie 
das Fernsehen uneingeschränkt. 
Mißliebige Konkurrenten kön- 
nen dadurch ohne weiteres zu 
Staats- oder Verfassungsfeinden 
erklärt werden. 


Die Durchwucherung des Staa- 
tes durch die Parteien in unse- 
rem Land zerstört das, was uns 
als Volk in unserem eigenen In- 
teresse zusammenhalten müß- 
te. Der Staat versagt in seiner 
wichtigsten Aufgabe, nämlich 
das große Ganze, also das deut- 
sche Volk und seine Interessen, 
zu repräsentieren und zu schüt- 
zen. Kunze sieht einen wichtigen 
Grund dafür in der unumschränk- 
ten Macht des Bundestages. Der 
Bundestag mache die wesent- 
lichen Gesetze, bestimme zu- 
sammen mit dem Bundesrat die 
Verfassungsrichter, bilde mit der 
Wahl des Kanzlers eine von ihm 


jederzeit abhängige und kontrol- 
lierbare Regierung und habe das 
Recht, die Verfassung zu ändern 
bzw. die verfassungsmäßigen 
Grenzen seiner Macht selbst zu 
bestimmen. Die Souveränität 
des Volkes dagegen bleibe eine 
Fiktion, so Kunze, da »Volksab- 
stimmungen [...] im Grundgesetz 
zwar als möglich vorgesehen, 
aber nicht in effektiv wirksamen 
Einzelgesetzen geregelt (sind).« 


Abhängige 
Abgeordnete 


Abgeordnete, die laut Grundge- 
setz Entscheidungsfreiheit ha- 
ben, seien in der Realität in ein 
Geflecht von persönlichen Ab- 
hängigkeiten mannigfacher Art 
eingebunden und unterliegen 
einer überaus strengen Frak- 
tionsdisziplin. Wer ausschere, 
werde nicht wieder auf die Wahl- 
liste gesetzt, so daß die Parteien 
ihre entsandten Abgeordneten 
über die Listenwahl beherrschen. 
Durch die hohe Ämterkombina- 
tion zwischen Partei- und Parla- 
mentsamt und Regierungs- und 
Verwaltungsamt haben die Par- 
teien neben das innere Gerüst 
staatlicher Strukturen ein perso- 
nell identisches zweites Gerüst 
gesetzt. 


Parteien als 
Postenverteilkartelle 


Aber es gibt doch unterschiedli- 
che Parteien, könnte ein müder 
und satter Optimist einwenden. 
Durchaus geben sich die regie- 
renden Parteien die unterschied- 
lichsten Namen, aber vor dem 
Hintergrundeinergrundsätzlichen 
ideologischen Übereinstimmung, 
erklärt Kunze, »spielt es keine 
Rolle mehr, ob sich der totale Par- 
teienstaat als Mehrparteienstaat 
zeigt, als Blockparteienstaat oder 
als Einparteienstaat. Die Macht 
befindet sich vollständig in den 
Händen eines Parteienkartells, 
dessen Teilsysteme nach außen 
hin Schaukämpfe austragen, 
inhaltlich aber nicht für Alterna- 
tiven stehen. Ihr Wahlkampf ist 
Schwindel, weil er programmati- 
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sche Verschiedenheit vortäuscht. 
Es ist, mit den Worten George 
Orwells aus seinem Roman 1984 
gesprochen, das gleiche wie die 
Kämpfe zwischen gewissen Wie- 
derkäuern, deren Hörner in einem 
solchen Winkel gewachsen sind, 
daß sie einander nicht verletzen 
können. Wenn es aber auch nur 
ein Scheingefecht ist, so ist er 
doch nicht zwecklos, [sondern] 
hilft, die besondere geistige At- 
mosphäre aufrecht und unsere 
Gesellschaftsstruktur intakt zu 
halten. So besteht der Zweck der 
Großparteien heute hauptsäch- 
lich darin, Wahlverein für den ei- 
nen oder den anderen Kanzler zu 
sein: Postenverteilungskartelle 
auf Dauer.« 


Daß sich dabei vor allen Dingen 
eines vermehrt — und zwar das 
Geld — gehört dazu. Kunze sieht 
in der völligen Ökonomisierung 
der Gesellschaft eine wichtige 
Unterstützung für die totale Par- 
teienherrschaft: Alles werde in 
Geldeinheiten gerechnet, alles 
was zähle, ist das, was Geld ein- 
bringe. Geld kennt bekanntlich 
keine Grenzen. Und so sprechen 
denn auch die Parteien immer 
seltener von Staatsbürgern, um 
deren Wohl zu verteidigen man 
angetreten ist, sondern vielmehr 
von den Wählern, den Verbrau- 
chern, den Arbeitnehmern, den 
Kostenverursachern und ähnli- 
chem mehr. 


Wer es geschafft hat, in und mit 
den Parteien Karriere zu machen 
und seine Schäfchen ins Trocke- 
ne zu bringen, dem erscheinen 
selbstverständlich Begriffe wie 
drohende Arbeitslosigkeit oder 
Überfremdung wie Hieroglyphen 
aus einer fernen Zeit. Die oft 
verteidigten »Rechte und verfas- 
sungsgemäßen Pflichten« der 
Parteien sind gewöhnlich nichts 
anderes als Maßnahmen, den 
weiteren Machterhalt zu sichern. 


Selbstverständlich bedient man 
sich, wie Kunze nachweist, auch 
anderer Methoden, deren Effekti- 
vität im Laufe der Geschichte be- 
wiesen ist. Zunächst werden der 
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Verfassung »ideologische Inhalte 
untergeschoben, vor denen die 
Verfassungsväter sich unter dem 
Eindruck zweier Totalitarismen 
schaudernd abgewandt hätten.« 
Dieser Prozeß der Umdeutung 
unserer freiheitlichen Rechtsord- 
nung in eine totalitäre Parteien- 
ideologie sei in vollem Gange. 


Verfassungsschutz 
gegen unliebsame 
Konkurrenz 


Im nächsten Schritt erhalten oft- 
mals diejenigen, welche sich ge- 
gen die totale Parteienherrschaft 
und die Zersetzung des Staates 
äußern, einen Überraschungs- 
besuch vom Verfassungsschutz. 
Dieser ist laut Kunze zum Instru- 
ment der Parteienherrschaft ge- 
worden, denn die Gesinnungs- 
blockwarte sitzen nicht mehr 
»nur« in den Medien. Es sei 
schon schlimm genug, daß es 
eine Zentralverwaltung Wahrheit 
in Deutschland nach 1945 und 
nach 1989 wieder gebe. Schlim- 
mer noch, daß sie die Frechheit 
besitze, jedem ihre Propaganda 
auf Hochglanzpapier aus un- 
seren Steuergeldern kosten- 
frei in Haus zu schicken. »Am 
schlimmsten aber ist es, daß ihre 
Ideologie auf dem Wege über 
nachrichtendienstliche Beobach- 
tungsmaßnahmen, Disziplinar- 
maßnahmen und im Strafrecht 
Eingang in die Rechts- und Ver- 
fassungsordnung findet [...] Nach 
Art. 18 GG „verwirkt“ die Grund- 
rechte der Meinungsäußerung, 
Pressefreiheit, Versammlungs- 
freiheit, Vereinigungsfreiheit, des 
Brief-, Post und Fernmeldege- 
heimnisses, ja sogar dasjeni- 
ge auf Eigentum, wer sie „zum 
Kampfe gegen die freiheitliche de- 
mokratische Grundordnung miß- 
braucht "e Zumindest kann nie- 
mand bemängeln, daß hier nicht 
aus der Geschichte gelernt wor- 
den sei. 


Wege aus dieser Krise 


Was kann dagegen getan wer- 
den? Zunächst sei es natürlich 
möglich, einen direkt gewählten 
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Präsidenten, der das Staatsin- 
teresse gegenüber den Parteien 
vertritt, an die Spitze des Landes 
zu stellen, ähnlich wie es in den 
USA der Fall sei. Dies sei auch 
mit der freiheitlich-demokrati- 
schen Grundordnung im Sinne 
des Bundesverfassungsgerich- 
tes vereinbar, erklärt Kunze und 
erwähnt, daß die Türkei ein sol- 
ches präsidiales System gera- 
de im Oktober 2007 eingeführt 
habe. 


Es gibt laut Kunze aber noch ei- 
nen anderen Weg, dem totalen 
Parteienstaat sinnvoll entgegen- 
zutreten: Volksentscheide bzw. 
Volksabstimmungen. Denn »eta- 
blierte Machteliten (scheuen) 
nichts mehr, als ihre Herrschaft 
und ihre Entscheidungen 
durch allgemeine Abstimmun- 
gen zu gefährden.« Deswegen 
denunzieren die selbsternannten 
Verteidiger von Demokratie und 
Rechtsstaat auch regelmäßig 
freie Volksentscheidungen »als 
gefährliches Spiel mit dem Feu- 
Gro, 


Nominell sei das Volk der Sou- 
verän, aber entscheiden dürfe es 
nur begrenzt. Das Einfordern von 
Volksentscheidungen schwäche 
also zum einen das Parteiensy- 
stem und damit die Herrschaft 
von profitsüchtigen Cliquen, zum 
anderen offenbare es auch das 
unrechtmäßige Herrscher-Geba- 
ren der Parteien. Jede Partei, 
die sich gegen Volksentschei- 
de wende, könne dann als un- 
demokratisch entlarvt werden, 
»bis die Zahl seiner Verteidiger 
so weit abnimmt, daß sie dem 
Veränderungsdruck nicht mehr 
standhält.« Alle Reizthemen, die 
zeigen, daß das Volk längst nicht 
mehr das denke, was Parteipoliti- 
ker und Medien verkünden, müß- 
ten mit einem Volksentscheid 
belegt werden, der den zwangs- 
läufigen Widerstand der Parteien 
hervorrufe und ihnen die Maske 
vom Gesicht reiße. Es müßte die 
demokratische und direkte Wahl 
von Machtträgern gefordert wer- 
den, die der Alleinherrschaft der 
Parteien ein Ende setzen würde. 


»Das Grundübel 
unserer Demokratie 
liegt darin, daß 
sie keine ist. Das 
Volk, der nominelle 
Herr und Souverän, 
hat in Wirklichkeit 
nichts zu sagen. 
Besonders kraß ist 
es auf Bundesebene 
entmündigt, 
obwohl gerade dort 
die wichtigsten 
politischen 
Entscheidungen 
fallen.« 


Prof. H. H. von Arnim, vgl. UN 12/1995 


Hilfe kommt 
nicht von oben 


Was machen wir also mit »Vater« 
Staat? Es ist die Sorge um das 
große Ganze, welche die Zu- 
kunft bestimmen muß, und nicht 
die Sorge um Erfüllung kurzfristi- 
ger oder finanzieller Wünsche. 
Von »oben«, von den Parteien 
wird in dieser Hinsicht überhaupt 
nichts kommen, wenn man Kun- 
ze in seinen Grundannahmen 
folgt — im Gegenteil. Vater Staat 
entsteht auf einer ganz anderen 
Ebene: In Sportvereinen, in de- 
nen es nicht ums »Fit-Bleiben« 
geht, sondern um Körperertüch- 
tigung, gemeinsames Siegen 
und anständiges Verlieren. Bei 
Stammtischen, bei denen nicht 
das »Unter-Leuten-Sein«, son- 
dern der gemeinsame, freie 
Gedankenaustausch im Vorder- 
grund steht. Oder in der Fami- 
lie, die nicht mehr als finanzielle 
Belastung, sondern als eine der 
wichtigsten Zukunftsaufgaben 
gesehen wird. Überall kann un- 
ser Land in freier Tat ein Stück 
weit aus dem Sumpf der Partei- 
en-Landschaft gezogen werden. 
Bloß keine Hilfe »von oben«! 


Beide Aufsätze können Sie gegen Ko- 
stenerstattung anfordern: UN-Archiv 
12073 (30 Seiten). 


ALLER ANFANG IST DEINE TAT 


Büngekin 


Zu Risiken und 
Auswirkungen der 
multikulturellen 
Gesellschaft 
fragen Sie die 
Bürger von 
Frankfurt am Main! 


d A 1207 
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Deuische raus, 
Migranien rein? 


Die Frankfurter Stadtverordnete und »integrationspoli- 
tische Sprecherin« der Grünen, Frau Narges Eskandari- 
Grünberg, hat jetzt wohl den duldsamsten Deutschen die 
Augen geöffnet, welche Zukunft ihnen dank der verfehlten 
Ausländerpolitik der herrschenden Parteien drohen kann. 


HÖCHST 


Bürger verlassen unter Protest Debatte über Moscheebau in Hausen 


Grüne weckt den Volkszorn 


Frankfurt. Im Sitzungssaal „Haus 
ua er BEE aurde ine 


Bei einer Bürgerversammlung 
am 5.11.2007 im geschichts- 
trächtigen Frankfurter Römer 
ging es um den Bau einer dritten 
Moschee im Ortsteil Hausen. Der 
Vorsitzende der BFF-Fraktion 
(»Bürgerbündnis Für Frankfurt«), 
Wolfgang Hübner, äußerte die 
Befürchtung, daß es mit einer 
dritten Moschee — gegen den 
Widerstand der Bürger und des 
Ortsbeirates — zu »bedeutenden 
Änderungen in der Sozialstruk- 
tur« kommen werde. Er kritisierte 
die Teilnahme der Oberbürger- 
meisterin Petra Roth (CDU) an 
der Demo »Für Demokratie und 
Religionsfreiheit« mit der Frage 
»Wo hat sich in Hausen irgend- 
wer gegen die Demokratie aus- 
gesprochen?«, wofür er von den 
aufgebrachten Bürgern einen 30 
Sekunden dauernden Applaus 
erhielt. 


Der Vorsitzende der gegen den 
Bau protestierenden Bürgerini- 
tiative, Horst Weißbach, hatte 
zuvor der Ausschußvorsitzenden 
Bernadette Weyland (CDU) 1.064 
Unterschriften von Bürgern des 
Stadtteils gegen den Moschee- 


anders hingehen“, riet sie den und Kommunalpolitiker*, 
un, SENSE ae mi Nom 


-27er ienarierten. + 


weil sie die derstand der dort lebenden Men- 
i t- ~-A des Ortsbeirater x 


bauen, aber man müsse über Größe 
i au das Mantan Aisle- 


Fünfspaltige Schlagzeile der Frankfurter Neuen Presse am 6.11.2007 


bau überreicht, was diese christli- 
che Frau aber nicht berührte. Der 
Bau dieser dritten Moschee in 
Hausen sei längst beschlossene 
Sache, erklärte sie. 


Und dann kam der Höhepunkt: 
Die »integrationspolitische Spre- 
cherin« der Grünen verkündete, 
Frankfurt habe einen Migranten- 
Anteil von 40 Prozent. Den rund 
fünfzig anwesenden Bürgern des 
Ortsteiles Frankfurt-Hausen, die 
sich gegen den Bau ausgespro- 
chen hatten, riet sie mit diesem 
Argument klipp und klar: 


»Wenn 
Ihnen das 
nicht paßt, 


müssen Sie 
woanders 
hingehen!« 


Nicht die Ausländer werden 
aufgefordert, sich bei aller 
Beibehaltung ihrer religiösen 
Bräuche still und bescheiden 
in unsere Kultur, Sitten und 
Gebräuche einzugliedern, son- 
dern den Deutschen wird gera- 
ten, sich eine neue Heimat zu 
suchen! 


Diese Mißachtung der Bürger 
und als Höhepunkt der dumm- 
frech-dreiste Ratschlag der Grü- 
nen brachte ein vorzeitiges Ende 
der Veranstaltung: Die Bürger 
verließen den Saal und knipsten 
das Licht aus, die Verbliebenen 
saßen im Dunkeln. 


Hoffen wir für's neue Jahr, daß 
der gerechte Volkszorn bun- 
desweit bei den anstehenden 
Wahlen die Politiker in der Ein- 
wanderungspolitik endlich zur 
Umkehr zwingt! 
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In Frankfurt kocht der Volkszorn hoch 


Der Ratschlag der in- 
tegrationspolitischen 
Sprecherin der Grü- 
nen im Frankfurter 
Römer, wer mit dem 
40 Prozent Migran- 
ten-Anteil in Frank- 
furt nicht einver- 
standen sei, müsse 
woanders hingehen, 
hat zu einem breiten 
Bürgerprotest aus 
der Mitte der Gesell- 
schaft geführt, der 
sich nicht als »rechtsradikal« dif- 
famieren läßt. Hier nur zwei Bei- 
spiele aus einer Fülle empörter 
Leserbriefe in den Tageszeitun- 
gen: 


»Die Katze 
istaus dem Sack« 


»Endlich hat einmal eine Stadt- 
verordnete, Frau Eskandari- 
Grünberg, die Katze aus dem 
Sack gelassen mit ihrer Auf- 


L sebe [Leser 


Narges Eskandari-Grünberg 


forderung an die 
deutschen Bewoh- 
ner von Hausen: 
„Wenn Ihnen das 
nicht paßt, müssen 
Sie woanders hin- 
gehen.“ 


Jetzt müßten ei- 
gentlich auch dem 
letzten Gutgläu- 
bigen die Augen 
aufgehen, was es 
mit dem ständi- 
gen Neubau von 
Moscheen auf sich hat. Es soll 
schlicht und ergreifend die Un- 
terwanderung der europäischen 
Kultur durch den Islam fördern. 
Die Deutschen können ja woan- 
ders hingehen. 


Wer jetzt noch für den Bau neuer 
Moscheen eintritt, muß wissen, 
wohin das führt und was geplant 
ist. 

Die Demonstrationen und Äuße- 
rungen gegen den Neubau einer 


IAHZ erIYaL: 


»Ich muß einfach lernen, daß man über den Verlauf unserer 
Geschichte nicht sprechen kann, ohne in Gefahr zu geraten.« 


So die ehemalige Tagesschausprecherin Eva Herman am 9.10.2007 im 
ZDF bei »Kerner«, worauf sie mehr oder weniger höflich gebeten wurde, 


ihren Platz zu räumen. 


Es ist immer das Gleiche bei den »Tabu«-Themen«: 


Philipp Jenninger, Bundestagspräsident von 1984 bis 1988, mußte seinen 
Platz räumen, weil man seine Worte anläßlich einer Gedenkstunde bös- 
willig mißdeutete. Jenningers Erkenntnis schon damals, vgl. »Auf dem 
Stundenplan, Folge 14 (UN 11/1988): 

»Man muß daraus lernen: In Deutschland darf man nicht alles beim 
Namen nennen.« 

Jetzt hat es den Verleger W. Grabert aus Tübingen getroffen: Weil in 
der Zeitschrift DGG ein Vortrag veröffentlicht wurde, den der bekannte 
Rechtsanwalt Schaller (Wien) Ende 2006 auf einer Konferenz in Teheran 
gehalten hatte, läuft ein Strafprozeß gegen ihn, bei dem der Staatsanwalt 
in der 1. Instanz neun Monate Haft auf Bewährung gefordert hat (Nähe- 
res dazu in dem Blatt »Recht und Justiz«, das in Vorbereitung ist). 

Man muß daraus lernen: Wir leben im freiheitlichsten Rechtsstaat aller 
Zeiten — George Orwell „1984“ läßt grüßen ... ! 

In diesem Wissen starten wir mit heißem Herzen, aber kühlem Kopf mit 
allen unseren Lesern und Mitstreitern mit dem 40. Jahrgang der UN (!) 
in das neue Jahr und bauen auf Ihre Treue! 


Ihre UN-Mitarbeiter 


IM FREUNDESKREIS 


Moschee sind kein Ausdruck von 
Fremdenfeindlichkeit, sondern 
sollen lediglich dem Schutz der 
deutschen Bewohner vor einer 
Überfremdung ihrer Heimat die- 
nen. 


Gert Wilkendorf, Frankfurt« 
»Unglaublich« 


»Die Koalitionsparteien im Römer 
sind sich einig. OB Petra Roth 
(CDU) und die Grünen wollen ge- 
meinsam Frankfurt entvölkern.« 


Jürgen Quente, Frankfurt« 


aus: Frankfurter Neue Presse 
(FNP) vom 12.11.2007 


TAUSCHEN WIR 


DIE POLITIKER AUS, BEVOR 
SIE DAS DEUTSCHE VOLK 
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Aktuelle Wirtschaftsdaten 


Erwerbstätige: 
Oktober 2006: 


Oktober 2007: 


39,678 Millionen ") 
40,359 Millionen ” 


Offizielle Arbeitslosigkeit: 
Oktober 2007: 3.433.639 ” 


November 2007: 3.378.378 ” 


Versteckte Arbeitslosigkeit: 


Maßnahmen der Arbeitsmarktpolitik 
Oktober 2007: 1.561.153 ” 
November 2007: 1.544.748 ” 


Arbeitssuchende: 
Oktober 2007: 
November 2007: 


Offene Stellen: 
Oktober 2007: 
November 2007: 


5.856.500 ” 
5.840.900 1 


608.546 ” 
577.027 ” 


Staatsverschuldung: 
1.496.567.407.686 Euro ?) 


Schuldenzuwachs pro Sekunde: 
539 Euro ? 


Schulden pro Kopf: 
13.11.2007: 


9.12.2007: 


18.154 ?) 
18.169 ? 


1 Bundesagentur für Arbeit, 9.12.2007 
2) Bund der Steuerzahler, 9.12.2007 
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Heimlich, still und leise 
kommt das Neujahrsgeld...! 


Kein Silvesterscherz! 
1 


Prosit Neujahr! 


Die 613 Bundestagsabgeord- 
neten (der Kongreß der gegen- 
über der BRD riesigen USA hat 
nur 535 Mitglieder!) kriegen nach 
dem Weihnachtsgeschenk der 
fast zehnprozentigen Diätener- 
höhung nun auch noch ein Neu- 
jahrsgeschenk: 


Ab 1. Januar 2008 erhalten sie 
zusätzlich zu den dann 7.339 


Euro auch einen Zuschlag bei 
der steuerfreien Kostenpau- 
schale. 


Diese Pauschale, die im Gegen- 
satz zu den Ausgaben für Wer- 
bekosten bei Normalmenschen 
nicht nachgewiesen werden muß, 
steigt entsprechend der Entwick- 
lung der Verbraucherpreise auto- 
matisch und ohne Abstimmung 
um rund 63 Euro im Monat und 
beträgt damit künftig 3.783 Euro. 


Dem Volk aber will man einre- 
den, die laufende Kostenstei- 
gerung in allen Bereichen wäre 
nur eine »gefühlte Teuerung« 
und der »Aufschwung« käme 
doch bei allen an! 


Noch Fragen, liebe Leser? 


Sie brauchen einige UN- 


Hefte für Ihre Neujahrspost? 
Anruf genügt: 0208-840132 


Für die Wahrung der Grund- und Bürgerrechte des Einzelnen, der Souveränität und Selbstbestimmung der Nationen, 
für das Heimatrecht der Völker im eigenen Land, für den Erhalt der Pressevielfalt und Meinungsfreiheit. 


FÜR IHRE BESTELLUNG: 
Bitte einsenden an: UN, Postfach 101706, 46017 Oberhausen 


Ich bitte, mir monatlich 1 - 2 - 3 - 5- 10 Exemplar(e) der UN zuzusenden. Ich 
gehe damit kein Abonnement mit Verpflichtungen oder Kündigungsfristen ein. 
Die UN werden ehrenamtlich zu Selbstkosten erstellt (zur Zeit 1,50 Euro je 
Exemplar einschließlich Porto, ab 10 Stück 1.- Euro je Exemplar). 


U Ich bitte um eine kostenlose Probesendung verschiedener Ausgaben der UN. 
1,45 € Rückporto liegen in Briefmarken bei. 


U Ich bitte um Zusendung von 


Ex. der UN-Ausgabe Nr. 


mit / ohne Kostenbeteiligung (siehe oben). 


Uu Einen Kostenbeitrag in Höhe von 


Euro lege ich per Verrechnungs- 


scheck - in bar bei - zahle ich per Einzug - kann ich zur Zeit nicht leisten. 


Name/Anschrift: 


Geb. am/Beruf: 


Ihre UN-Anschriftennummer, fallsbekannt: 


Telefon: 


(Falls Sie von uns schon Sendungen mit aufgedruckter Adresse bekommen haben, finden Sie die Nummer 


direkt über der Anrede Herrn/Frau) 


DAS LETZTE 


EINZUGSERMÄCHTIGUNG 


Hiermit ermächtige ich den Freun- 
deskreis UN, von meinem Konto 
folgende Beträge abzubuchen: 
monatlich I vierteljährlich 
halbjährlich [jährlich 
einmalig ab: 


Betrag: Euro 


Meine Bank/Sparkasse: 


BLZ: 
Konto-Nr.: 
Anschrift/Unterschrift: 


UN-Adreßnr.: 


